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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank (6. BBankGÄndG) 


A. Zielsetzung 

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt die Verpflichtung nach 
Artikel 108 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Ge- 
meinschaft (EG -Vertrag) um, der die Mitghedstaaten verpflichtet 
sicherzustellen, daß spätestens zum Zeitpunkt der Errichtung des 
Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) und der Euro- 
päischen Zentralbank (EZB) ihre innerstaathchen Rechtsvorschrif- 
ten einschheßhch der nationalen Notenbankgesetze mit dem EG- 
Vertrag und der Satzung des ESZB im Einklang stehen. Das natio- 
nale Recht, das dem vorrangigen, unmittelbar geltenden euro- 
päischen Recht widerspricht, ist nicht mehr anwendbar. 


B. Lösung 

1. Das Gesetz stellt klar, daß die Deutsche Bundesbank integraler 
Bestandteil des ESZB wird und an der Erfüllung seiner Aufga- 
ben mit dem vorrangigen Ziel mitwirkt, die Preisstabüität zu 
gewährleisten. 

2. Die Bestimmungen über die wähningspohtischen Befugiüsse 
der Deutschen Bundesbank, die mit Eintritt in die dritte Stufe 
der Währungsunion auf die Europäische Zentralbank über- 
gehen, werden aufgehoben. Die Bestimmung über das Recht 
der Deutschen Bundesbank zur Notenausgabe wird angepaßt. 

3. Die Vorschriften über die Mindestbestelldauer von Organmit- 
ghedem der Deutschen Bundesbank, über das aufschiebende 
Vetorecht der Bundesregierung bei Beschlüssen des Zentral- 
bankrats sowie über die Veröffenthchung des Wochenauswei- 
ses werden an die Bestimmungen der ESZB-Satzung angepaßt. 


Besonders eilbedürftige Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 Satz 4 GG. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Haushaltsausgaben und neuer Vollzugsaufwand entstehen nicht. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Regelungen fallen 
weder sonstige Kosten an noch entstehen Auswirkungen auf die 
Entwicklung der Verbraucherpreise. 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7728 


Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1997 

031 (412) -550 11 -Bu 53/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesnünisterium der Finanzen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 25. April 1997 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 712. Sitzung am 16. Med 1997 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank (6. BBankGÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 
(BGBl. I S. 1782), zuletzt geändert durch Artikel 80 
des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911, 
2943), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§3 

Aufgaben 

Die Deutsche Bundesbank ist als Zentralbank 
der Bundesrepublik Deutschland integraler Be- 
standteil des Europäischen Systems der Zentral- 
banken. Sie wirkt an der Erfüllung seiner Aufga- 
ben mit dem vorrangigen Ziel mit, die Preisstabili- 
tät zu gewährleisten, und sorgt für die bankmäßi- 
ge Abwicklung des Zahlungsverkehrs im Inland 
und mit dem Ausland. Sie nimmt darüber hinaus 
die ihr nach diesem Gesetz oder anderen Rechts- 
vorschriften übertragenen Aufgaben wahr. " 

2. § 6 Abs. 1 Satz 1 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Der Zentralbankrat bestimmt die Geschäftspoli- 
tik der Bank. Bei der Erfüllung der Aufgaben des 


Europäischen Systems der Zentralbanken handelt 
er im Rcihmen der Leitlinien und Weisungen der 
Europäischen Zentralbank. Er erörtert die Auswir- 
kungen der Geld- und Währungspohtik unbescha- 
det der Weisungsunabhängigkeit des Präsidenten 
in seiner Eigenschaft als Mitglied des Rates der 
Europäischen Zentralbank sowie der für die Euro- 
päische Zentralbank geltenden Geheimhaltungs- 
vorschriften. " 

3. In § 7 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „zwei" durch 
das Wort „fünf" ersetzt. 

4. In § 8 Abs. 4 Satz 4 wird das Wort „zwei" durch 
das Wort „fünf" ersetzt. 

5. In § 13 Abs. 2 wird Satz 3 aufgehoben. 

6. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „hat" 
die Worte „unbeschadet des Artikels 105a Abs. 1 
des EG-Vertrages" eingefügt. 

7. Die §§ 15 und 16 werden aufgehoben. 

8. § 28 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 3 bis 5 tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft, Im übrigen tritt dieses Gesetz an dem 
Tage in Kraft, ab dem die Bundesrepublik Deutsch- 
land an der dritten Stufe der Währungsunion gemäß 
Artikel 109j des EG-Vertrages teilnimmt; dieser Tag 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Sechste Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank dient der Vorbereitung 
der Einführung der Währung Euro. Artikel 108 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft (EG-Vertrag) verpflichtet die Mitghedstaaten 
sicherzustellen, daß spätestens zum Zeitpunkt der Er- 
richtung des Europäischen Systems der Zentralban- 
ken (ESZB) und der Europäischen Zentralbank (EZB) 
ihre innerstaathchen Rechtsvorschriften einsclüieß- 
lich der nationalen Notenbankgesetze mit dem EG- 
Vertrag und der Satzung des ESZB im Einklang ste- 
hen. Das nationale Recht, das dem vorrangigen, un- 
mittelbar geltenden europäischen Recht wider- 
spricht, ist nicht mehr anwendbar. 

Unmittelbar nach dem Beschluß über den Beginn der 
dritten Stufe der Wähiungsunion bzw, nach Ernen- 
nung des Direktoriums der EZB werden das ESZB 
und die EZB gemäß Artikel 1091 Abs. 1 EG-Vertrag 
errichtet. Vorrangige Aufgabe des Systems ist es, die 
Preisstabihtät in der Gemeinschaft zu gewährleisten 
(Artikel 105 Abs. 1 EG-Vertrag). Der EZB-Rat, der 
aus den Mitghedem des Direktoriums und den Präsi- 
denten der nationalen Zentralbanken der Teilneh- 
merstaaten besteht, erläßt die Leitlinien und Ent- 
scheidungen, die zur Erfüllung der dem ESZB über- 
tragenen Aufgaben notwendig sind. 

Die nationalen Notenbanken sind integraler Be- 
standteü des ESZB und handeln gemäß den Leith- 
nien und Weisungen der EZB (Artikel 14 Abs. 3 
ESZB-Satzung). Zugleich können sie auch andere als 
die in der ESZB-Satzung bezeichneten Aufgaben 
wahmehmen, soweit diese mit den Zielen und Auf- 
gaben des ESZB vereinbar sind. 

Mit Eintritt in die dritte Stufe der Währungsunion 
geht die Entscheidungsbefugnis über die Geld- und 
Währungspolitik von den teilnehmenden Notenban- 
ken auf die EZB über. Der Rat der EZB wird dann 
künftig über den Einsatz der geldpohtischen Instru- 
mente beschheßen (Artikel 12 Abs. 1 i.V.m. 
Artikel 17 ff. ESZB-Satzung). Aufgabe der Deutschen 
Bundesbank wird dabei insbesondere die interne 
Umsetzung der geldpohtischen Beschlüsse in der 
Bundesrepubhk Deutschland sein. 

Die sich aus dem Eintritt in die dritte Stufe der Wäh- 
rungsunion ergebende Neuordnung der Kompeten- 
zen für die Währungspohtik erfordert eine Klarstel- 
lung im Bundesbankgesetz. Sie entspricht dem Ge- 
bot des Artikels 108 EG-Vertrag. Sie dient zugleich 
der Transparenz und der Verständhchkeit der Geld- 
pohtik und ihres institutionellen Rahmens in der Öf- 
fentiichkeit. Diese Anpassung ist Gegenstand des 
vorhegenden Änderungsgesetzes. Durch sie entste- 
hen weder Auswirkungen auf die öffenthchen Haus- 
halte noch für die Wirtschaft oder für die Entvdck- 
lung der Verbraucherpreise. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Die vorgeschlagene Anpassung steht die kraft Euro- 
parechts unmittelbar geltende Regelung von Arti- 
kel 14.3 Satz 1 ESZB-Satzung im Bundesbankgesetz 
klar, wonach die Deutsche Bundesbank nach Eintritt 
in die dritte Stufe der Währungsunion integraler Be- 
standteü des ESZB ist und an der ErfüUung seiner 
Aufgaben mitwirkt. Diese Rechtslage hat entspre- 
chende Konsequenzen für die AufgabenerfüUung 
der Deutschen Bundesbank, so u. a. für 

- die Verpflichtung der Deutschen Bundesbank im 
Rahmen des ESZB, die vom EZB-Rat beschlossene 
Geldpohtik am Markt umzusetzen, 

- das in der Übergangszeit noch fortbestehende 
Recht der Deutschen Bundesbank zur Ausgabe 
von DM-Banknoten (§ 14 Abs. 1 Satz 1 BBankG), 
die der EZB-Rat künftig gemäß Artikel 16 ESZB- 
Satzung zu genehmigen hat, 

- die nach den §§ 19ff. BBankG zulässigen Geschäf- 
te der Deutschen Bundesbank, die künftig nach 
Maßgabe der noch zu erlassenden Leitlmien und 
Weisungen der EZB vorzunehmen sind, 

- die in § 32 BBankG bestimmte Schweigepflicht 
der Bediensteten der Deutschen Bundesbank, die 
Mitteüungen über geld- und währungspohtische 
Entwicklungen und Maßnahmen an die EZB nicht 
entgegensteht. 

Die Neuformuherung von § 3 BBankG übernimmt zu- 
gleich die in Artikel 105 Abs. 1 EG-Vertrag be- 
stimmte Zielsetzung, wonach es vorrangige Aufgabe 
des ESZB und damit auch der Deutschen Bundes- 
bank als Teilnehmer am System ist, die Preisstabilität 
zu gewährleisten. In der Sache tritt keine Änderung 
ein. Auch bisher hatte die stabilitätspohtische Auf- 
gabe der Bundesbank, „die Währung zu sichern", 
Vorrang vor anderen Pflichten, wie sie insbesondere 
in § 12 BBankG bestimmt sind. Um Mißverständnisse 
und Fehlinterpretationen zu vermeiden, die sich aus 
dem unterschiedhchen Wortlaut des geltenden Bun- 
desbankgesetzes und des EG- Vertrages ergeben 
könnten, wird die Vorschrift des § 3 angepaßt. 

Zu den grundlegenden Aufgaben des ESZB gehört 
nach Artikel 105 Abs. 2 EG-Vertrag auch die Förde- 
rung des reibungslosen Funktionierens der Zah- 
lungssysteme. Nach Artikel 22 der ESZB-Satzung 
kann die Deutsche Bundesbank als nationale Zen- 
tralbank selbst Einrichtungen zur Verfügung stellen, 
um diesem Auftrag gerecht zu werden. Danach bie- 
tet schon das Gemeinschaftsrecht eine Grundlage für 
die Fortführung der bisherigen Aktivitäten der Deut- 
schen Bundesbank im Zahlungsverkehr. Gleichwohl 
soll der fortbestehenden Bedeutung der Tätigkeit der 
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Deutschen Bundesbank im Bereich des Zahlungsver- 
kehrs durch die ausdrückliche Beibehaltung der bis- 
herigen Aufgabenbeschreibung Rechnung getragen 
werden. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Die vorgeschlagene Änderung in § 6 Abs. 1 BBcuikG 
paßt die Bestimmungen an die Tatsache an, daß mit 
Eintritt in die Währungsunion die bisherige Zustän- 
digkeit des Zentralbcuikrates, die Währungs- und 
Kreditpoütik zu bestimmen, auf die EZB übergeht. 
Dem Zentralbankrat obüegt es, im Rahmen der ge- 
setzlich festgelegten Zuständigkeiten durch allge- 
meine Richtlinien für die Geschäftsführung und die 
Verwaltung sowie durch Weisimgen zu bestimmen, 
wie die Bcuik die währungspolitischen Beschlüsse 
der EZB umsetzt. Satz 2 spiegelt zum einen die Ein- 
bindung der Deutschen Bundesbank in das ESZB 
wider; zum anderen wird dadurch klargestellt, daß 
der Deutschen Bundesbank darüber hinaus Bereiche 
der Geschäftspolitik verbleiben, für die der Zentral- 
bankrat nach wie vor die alleinige Verantwortung 
trägt. Die Befugnis des Zentralbcuikrats, die Auswir- 
kungen der Geld- und Währungspohtik zu erörtern, 
steht unter dem Vorbehalt, daß diese keine Bin- 
dimgswirkung für das Stimmverhalten des Präsiden- 
ten im Rat der EZB entfaltet. 

Die bestehende Organisation der Deutschen Bundes- 
bank bleibt unverändert. 

Zu Nummer 3 (§ 7) und Nummer 4 (§ 8) 

Die vorgeschlagene Änderung folgt Artikel 14 Abs. 2 
ESZB-Satzung über die Mindestbestelldauer von 
fünf Jahren für die Mitgheder des EZB-Rats, deren 
persönliche Unabhängigkeit durch eine angemes- 
sene Amtsdauer sicherzustellen ist. Sie ist auch bei 
der Bestellung des Präsidenten der Bundesbank als 
Mitghed des EZB -Rates anzuwenden. Für die übri- 
gen Mitgheder des Zentralbankrates kann nichts an- 
deres gelten. Das Bundesbankgesetz wird deshalb 
entsprechend geändert. 

Zu Nummer 5 (§ 13) 

Die Bestimmung in § 13 Abs. 2 Satz 3 BBankG, wo- 
nach auf Verlangen der Bundesregierung die Be- 
schlußfassung des Zentralbankrates bis zu zwei Wo- 
chen auszusetzen ist, widerspricht den Vorschriften 
des EG-Vertrages über die institutioneUe Unabhän- 
gigkeit der EZB imd der am System teilnehmenden 
Zentralbanken. Gemäß Artikel 107 EG-Vertrag dür- 
fen weder die teilnehmenden Zentralbanken Wei- 
sungen entgegennehmen noch dürfen die Regierun- 
gen oder Dritte sie bei der Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben beeinflussen. Eine solche unzulässige Beein- 
flussung wäre das aufschiebende Vetorecht der Bun- 


desregierung nach § 13 Abs. 2 Satz 3 BBcuikG. Die 
Bestimmung wird deshalb aufgehoben. 

Zu Nummer 6 (§ 14) 

Die Ergänzung dient der KlarsteUung, daß in der 
Übergangszeit das ausschheßhche Recht der Deut- 
schen Bundesbank zur Ausgabe von auf DM lauten- 
de Banknoten die Berechtigung der EZB zur Ausga- 
be von Banknoten gemäß Artikel 105 a EG-Vertrag 
unberührt läßt. 

Zu Nummer 7 (§§ 15 und 16) 

Nach Eintritt in die dritte Stufe bestimmt der Rat der 
EZB die Geldpohtik in der Währungsunion. Das 
ESZB verfügt bereits nach dem EG-Vertrag und der 
Satzung des ESZB über alle geldpohtischen Instru- 
mente, die zur Erfüllung ihres stabihtätspohtischen 
Auftrags erforderlich sind, emschheßüch der Offen- 
markt-, der Kredit- und der Mindestreservepohtik. 
Darüber hinaus kann der Rat der EZB über die An- 
wendung weiterer Instrumente der Geldpohtik ent- 
scheiden. Daneben ist kein Platz für eine spezielle 
nationale Geldpohtik. Die Vorschriften des Bundes- 
bankgesetzes über die Diskont-, Kredit- und Offen- 
marktpohtik sowie über die Mindestreservepohtik 
werden deshalb aufgehoben. 

Zu Nummer 8 (§ 28) 

Die Veröffenthchung des Wochenausweises der 
Deutschen Bundesbank soU vorrcuigig die geld- und 
währungspohtische Tätigkeit der Bank widerspie- 
geln. Diese Aufgabe wird in der Währungsunion 
durch den konsohdierten Ausweis des ESZB gemäß 
Artikel 15 Abs. 2 ESZB-Satzung geleistet, der auch 
die Aktivitäten der Deutschen Bundesbank als inte- 
gralem Bestandteil des ESZB umfaßt. Eine geson- 
derte Veröffenthchung der Wochenausweise der 
Deutschen Bundesbank ist damit nicht mehr sach- 
gerecht. Die entsprechende Bestimmung im Bundes- 
bankgesetz wird deshalb aufgehoben. 


Zu Artikel 2 

Bis zu Beginn der dritten Stufe der Währungsunion 
ist die Deutsche Bundesbank für die Geldpohtik in 
der Bundesrepublik verantworthch und muß über die 
hierfür erforderhchen währungspohtischen Befug- 
nisse verfügen. Das Gesetz ist deshalb zum Zeit- 
punkt des Beginns der dritten Stufe der Währungs- 
union in Kraft zu setzen. Eine Ausnahme gilt für die- 
jenigen Vorschriften, die die Unabhängigkeit der 
Deutschen Bundesbank betreffen und nach Arti- 
kel 109 e Abs. 5 EG-Vertrag in der zweiten Stufe der 
Währungsunion einzuleiten sind. 
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